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Nr. 121 – Lf/Sdl 
Az. 941 - 102  
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Landkreises Roth für das Haushaltsjahr 2019 nach 
Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde. 

 
I. 

 

Aufgrund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
27.07.2009 (GVBl. S.400) hat der Kreistag Roth am 14.12.2018 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2019 beschlossen, die hiermit gem. Art. 59 Abs. 3 LKrO bekannt gemacht wird: 
 
 
 

Haushaltssatzung 

 
 

des Landkreises Roth für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
 
Aufgrund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung und § 2 Abs. 2 WkKV erlässt der Landkreis Roth folgende 
Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 

 
1. Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
 im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen  

und Ausgaben mit 124.298.100 EUR 
    
 und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 

und Ausgaben mit 26.830.300 EUR 
 
ab. 
 
2. Der Wirtschaftsplan 2019 für das Sondervermögen "Kreisklinik Roth, Grundstücke, Gebäude, techn. Anlagen" für 

die Zeit vom 01.01.2019 bis 31.12.2019 wird hiermit festgesetzt; 
 
 er schließt im Erfolgsplan in den Erträgen mit 821.000 EUR 
  in den Aufwendungen mit 1.167.000 EUR 
 
und 
 
 im Vermögensplan in den Erträgen mit 346.000 EUR 
  in den Aufwendungen mit 346.000 EUR 
 
ab. 
 

§ 2 

 
1. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 

3.428.000 EUR festgesetzt. 
 
2. Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan des Sondervermögens "Kreisklinik Roth, 

Grundstücke, Gebäude, techn. Anlagen" sind nicht vorgesehen. 
 
  

 

Teil Landratsamt 
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§ 3 

 
1. Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden auf 0 Euro festgesetzt. 
 
2. Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan für das Sondervermögen "Kreisklinik Roth, Grundstücke, 

Gebäude, techn. Anlagen" werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 

 
1. Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff. des 

Finanzausgleichsgesetzes (FAG) umzulegen ist, wird für das Rechnungsjahr 2019 auf 
 

62.688.069 EUR (=Umlagesoll) 

 
festgesetzt. 

 
2. Die Kreisumlage wird in Hundertsätzen aus nachstehenden Steuerkraftzahlen und Schlüsselzuweisungen 

(endgültige Umlagegrundlagen vom 14.11.2018)  bemessen: 
 

2.1 Vom Bayer. Statistischen Landesamt festgestellte Steuerkraftzahlen 
 a) der Grundsteuer A 909.834 EUR 
 b) der Grundsteuer B 12.150.231 EUR 
 c) der Gewerbesteuer 36.963.434 EUR 
 d) der Gemeindeeinkommenssteuerbeteiligung 65.525.858 EUR 
 e) der Umsatzsteuerbeteiligung 5.402.482 EUR 
 

2.2 80 v.H. der Schlüsselzuweisungen, auf die die kreisangehörigen Gemeinden im Vorjahr 
 Anspruch hatten 14.443.558 EUR 
 Summe der Bemessungsgrundlagen 135.395.397 EUR 
 

2.3 Nach Art. 18 Abs. 3 Satz 1 FAG wird der Umlagesatz für die Kreisumlage 2019 einheitlich auf 
 

46,30 v.H. 

 
der Bemessungsgrundlagen festgesetzt. 

 
2.4 Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern, die der Landkreis auf gemeindefreien 

Grundstücken erhebt, werden wie folgt festgesetzt: 
 

2.4.1 Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 330 v.H. 
 b) für die Grundstücke (B) 330 v.H. 
 

2.4.2 Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital                  330 v.H. 
 
 

§ 5 

 
1. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 

2.500.000 EUR festgesetzt. 
 
2. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan für das 

Sondervermögen "Kreisklinik Roth, Grundstücke, Gebäude, techn. Anlagen"  
  wird auf 0 EUR 

festgesetzt. 
 

§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
  Landkreis Roth 
 
Roth, den 13.03.2019   
 
 
  Herbert Eckstein 
  Landrat 
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II. 

 
Die Regierung von Mittelfranken in Ansbach hat mit Schreiben vom 13.02.2019, Nr.12-1512-12-5-2, eingegangen am 
15.02.2019, den in § 2 Abs. 1 der Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen in Höhe von 
3.428.000 EUR für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß Art. 65 Abs. 2, 96 und 103 Abs. 1 
LKrO rechtsaufsichtlich genehmigt.  
 

III. 

 
Der Haushaltsplan liegt gemäß Art. 59 Abs. 3 LKrO in der Zeit vom 15.03.2019 bis einschließlich 22.03.2019 im 
Landratsamt Roth, 91154 Roth, Weinbergweg 1, Zimmer 139 (Finanzverwaltung) öffentlich zur Einsicht auf. 
 
 
Roth, 13.03.2019  Herbert Eckstein 
Landratsamt Roth  Landrat 
 
 
 
 ____________________________ 
 
 
 
 
Führerscheinrecht 

 
 

Öffentliche Zustellung 

 
 
Das Landratsamt Roth – Führerscheinstelle – hat gegen Herrn 
 
Name: Mitucha  Vorname: Lukas 

 
zuletzt wohnhaft in 90584 Allersberg, Kronmühle 3   

 
am 11.03.2019 eine Anordnung getroffen (Az.: 43-Kü). 
 
Herr Mitucha ist unbekannten Aufenthalts. Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung wird hiermit bekannt gegeben, 
dass die Anordnung beim Landratsamt Roth, Führerscheinstelle, Weinbergweg 1, 91154 Roth, Zimmer U61, 
hinterlegt ist. 
 
Herr Mitucha wird hiermit aufgefordert, die Anordnung selbst oder durch einen bevollmächtigten Vertreter in Empfang 
zu nehmen. 
 
Die Anordnung gilt gemäß Art. 15 Abs. 2 Satz 6 des Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes als 
zugestellt, wenn seit dem Tage der Veröffentlichung dieser Anordnung im Amtsblatt des Landkreises Roth zwei 
Wochen verstrichen sind. 
 
Hinweis (Art. 15 Abs. 2 Satz 3 VwZVG): 
Mit der öffentlichen Zustellung des bezeichneten Dokuments werden Fristen (z.B. Rechtsmittelfrist) in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Roth, 11.03.2018 
 
 
 
Seitz 
Landratsamt Roth 
-Führerscheinstelle- 
 
 
 __________________________ 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2019 des Schulverbandes Dr.-Mehler-Schule Georgensgmünd 

 
Nachstehend wird gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG die 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Dr.-Mehler-Schule Georgensgmünd  amtlich bekannt gemacht. 
 
Das Landratsamt Roth hat als Rechtsaufsichtsbehörde die Haushaltssatzung geprüft und mit Schreiben vom 
28.02.2019; Nr. 20- Az. K 027-941 festgestellt, dass die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 
ordnungsgemäß zustande gekommen ist und keine genehmigungspflichtigen Bestandteile nach Art. 40 KommZG in 
Verbindung mit Art. 67 und 71 GO enthält. 
 
Der Haushaltsplan wird nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung  in der Geschäftsstelle des Schulverbandes  
Dr.-Mehler-Schule Georgensgmünd, Bahnhofstr. 4, 91166 Georgensgmünd, während der allgemeinen 
Geschäftsstunden öffentlich zugänglich gemacht. Im Übrigen kann die Haushaltssatzung  mit dem Haushaltsplan und 
allen weiteren Anlagen für die gesamte Zeit ihrer Wirksamkeit entweder in Papier oder elektronisch eingesehen 
werden. 
 
 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
des 

SCHULVERBANDES DR.-MEHLER-SCHULE 
(Georgensgmünd, Landkreis Roth) 

 
für das Haushaltsjahr 2019 

 
Aufgrund der Art. 9 Abs. 7 und 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i.V.m.  
Art. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der Schulverband Dr.-Mehler-Schule 
folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
Verwaltungshaushalt 

 
 in den Einnahmen und 
 
 Ausgaben mit 752.300 EURO 

 
und im Vermögenshaushalt 

 
 in den Einnahmen und 
 
 Ausgaben mit 75.900 EURO 

 
ab. 
 
 

§ 2 

 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 
  

 

Sonstige amtliche Bekanntmachungen 



 - 19 - 
 

§ 4 
 
1. Schülerzahl 

 
Für die Berechung der Schulverbandsumlagen wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. 
Oktober 2018 festgesetzt auf  
 

361 Verbandsschüler. 

 
Dabei entfallen  

320 Schüler auf Georgensgmünd 

und 
41 Schüler auf Röttenbach. 

 
 
2. Verwaltungsumlage 

 
a) 
 

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 

 644.400 EURO 

 festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

  
b) Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 
 1.785,04155 EURO 

 festgesetzt. 
 
 
3. lnvestitionsumlage 

 
Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt 
 
 
4. Fälligkeit der Umlagen 

 
Die Umlagen sind jeweils zu 1/4 des Jahresbetrages fällig am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. 
 
 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
120.000 EURO festgesetzt. 
 
 

§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
Georgensgmünd, 05.03.2019 
Schulverband Dr.-Mehler-Schule 
 
 
 
 
Ben Schwarz 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 ____________________________ 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2019 des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Aurachtal 

 
Nachstehend wird gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG die 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Aurachtal  amtlich bekannt gemacht. 
 
Das Landratsamt Roth hat als Rechtsaufsichtsbehörde die Haushaltssatzung geprüft und mit Schreiben vom 
11.03.2019; Nr. 20- Az. K 027-941 festgestellt, dass die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 
ordnungsgemäß zustande gekommen ist und genehmigungspflichtige Bestandteile nach Art. 40 KommZG in 
Verbindung mit Art. 67 und 71 GO enthält. 
 
Der Haushaltsplan wird nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung  in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
zur Abwasserbeseitigung Aurachtal, Rother Str. 8, 91186 Büchenbach, während der allgemeinen Geschäftsstunden 
öffentlich zugänglich gemacht. Im Übrigen kann die Haushaltssatzung  mit dem Haushaltsplan und allen weiteren 
Anlagen für die gesamte Zeit ihrer Wirksamkeit entweder in Papier oder elektronisch eingesehen werden. 
 
 
 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Aurachtal 

für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und 26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. GO erlässt der Zweckverband zur 
Abwasserbeseitigung Aurachtal folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 160.800,-- € 

und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 545.200,-- € 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 200.000,-- € 

festgesetzt. 
 

§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt sind nicht vorgesehen. 

 
§ 4 

 
(1) Die Höhe der Betriebskostenumlage wird für Büchenbach auf 26.865,-- € und für Kammerstein auf 32.835,-- 

€ festgesetzt. 

 
(2) Die Höhe der Zinskostenumlage wird für Büchenbach auf 4.532,-- € und für Kammerstein auf 5.768,-- € 

festgesetzt. 
 

(3) Die Höhe der Tilgungsumlage wird für Büchenbach auf  55.572,-- € und für Kammerstein auf  70.728,-- € 

festgesetzt. 
 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
15.000,-- € festgesetzt. 

 
§ 6 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
Büchenbach, den 14.03.2019  Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 

Aurachtal 
 
Helmut Bauz, Verbandsvorsitzender 
 
 
 ____________________________ 
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Bekanntmachung 
für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger) 

zur Wahl zum Europäischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland 

 
Am 26. Mai 2019 findet die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 

Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag 
 

1. die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union besitzen, 
2. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in den übrigen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union
1
 eine Wohnung innehaben oder sich mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich 

aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender Aufenthalt in den genannten Gebieten 
angerechnet), 

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen 
Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parlament ausgeschlossen 
sind, 

5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige Eintragung 
erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu stellen; er soll bald nach dieser 
Bekanntmachung abgesandt werden. 

 
Einem Antrag, der erst nach dem 5. Mai 2019 bei der zuständigen Gemeinde eingeht, kann nicht mehr entsprochen 
werden (§ 17a Abs. 2 der Europawahlordnung). 
Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrags bei den Wahlen zum Europäischen Parlament am 13. Juni 1999, am 
13. Juni 2004, am 7. Juni 2009 oder am 25. Mai 2014 in ein Wählerverzeichnis der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragen worden, so ist ein erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, 
sofern die sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis zum 5. Mai 2019 
gegenüber der zuständigen Gemeinde auf einem Formblatt beantragen, nicht im Wählerverzeichnis geführt zu 
werden. Dieser Antrag gilt für alle künftigen Wahlen zum Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 
Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragen worden, müssen Sie für eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintragung in das 
Wählerverzeichnis stellen. 
Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein erneuter Antrag 
auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erforderlich. 
 
Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merkblätter können bei den Gemeindebehörden in der 
Bundesrepublik Deutschland angefordert werden. 
 
Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist u.a. Voraussetzung, dass sie am Wahltag 

 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
2. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem Sie 

angehören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind. 
 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis oder mit den Wahlvorschlägen ist eine Versicherung an 
Eides statt abzugeben über das Vorliegen der o.g. Voraussetzungen für die aktive oder passive Wahlteilnahme. 
 
 
 
 
 
Roth, den 14.03.2019  Sven Muth 
  Kreiswahlleiter 
 
 
 ____________________________ 
  

                                                 
1
 Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland nach dem 

Zeitpunkt, ab dem nach Artikel 50 Abs. 3 EUV die Verträge dort keine Anwendung mehr finden. 
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Hinweis auf die Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Tierkörperbeseitigung 
Gunzenhausen für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
Der Zweckverband für Tierkörperbeseitigung Gunzenhausen hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 
der Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Gemäß Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG i.V.m. § 22 Abs. 2 der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2019 im Mittelfränkischen Amtsblatt Nr. 3 am 15. März 2019 amtlich bekannt gemacht. 
 
 
 __________________________ 


